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1. Die Gruppe "Asien – Ozeanien" hat am 7. Juli 2016 Einvernehmen über den Entwurf von 

Schlussfolgerungen des Rates zu Pakistan erzielt. 

2. Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee hat das in der Gruppe "Asien – Ozeanien" 

erzielte Einvernehmen in seiner Sitzung vom 12. Juli 2016 bestätigt. 

3. Der AStV wird daher ersucht, den Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu billigen und 

ihn dem Rat zur Annahme zu unterbreiten. 
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Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu Pakistan 

1. Der Rat billigt den Bericht (2016) über die Umsetzung des fünfjährigen Maßnahmenplans 

EU-Pakistan1 und begrüßt die Ausweitung und Vertiefung der Beziehungen zu Pakistan 

während der Umsetzung des Maßnahmenplans. 

2. Migration ist für die EU eine zentrale Priorität in ihren Beziehungen zu Pakistan; die EU wird 

zu dem Land weiterhin enge Kontakte pflegen und erwartet die vollständige Umsetzung des 

Rückübernahmeabkommens EU-Pakistan. Die effektive Umsetzung des Abkommens ist für 

die kontinuierliche Entwicklung der Beziehungen EU-Pakistan von entscheidender 

Bedeutung. Die EU ist bereit, Pakistan beim Migrationsmanagement zu unterstützen, 

einschließlich bei der Prävention der Migrantenschleusung und bei der Wiedereingliederung 

von Rückkehrern. Darüber hinaus geht die EU durch ihre Entwicklungszusammenarbeit 

weiterhin die Ursachen der irregulären Migration an. 

3. Die EU verweist erneut auf ihre Besorgnis angesichts der Menschenrechtslage in Pakistan, 

insbesondere was die Religions- und Weltanschauungsfreiheit, die Rechte von Personen, die 

Minderheiten angehören, die Rechte der Frau und die Rechte des Kindes betrifft. Die EU 

begrüßt, dass Pakistan einen Aktionsplan für Menschenrechte angenommen und beschlossen 

hat, seine Menschenrechtsinstitutionen zu stärken. Der Rat ruft dazu auf, dass sich dies in 

spürbaren Fortschritten bei der Achtung, dem Schutz und der Förderung aller Menschenrechte 

sowie der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit niederschlägt. Der Rat weist erneut darauf hin, 

dass die faktische Umsetzung internationaler Übereinkünfte eine wesentliche Voraussetzung 

im Rahmen der APS+-Regelung ist; die EU ist bereit, Pakistan bei der Erfüllung 

internationaler Verpflichtungen einschließlich der Verpflichtungen in Bezug auf echte 

Wahlen zu unterstützen. 

                                                 
1 Siehe ANLAGE 1. 
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4. Die EU begrüßt, dass die Regierung Gewalt gegen Frauen, einschließlich von im Namen der 

Ehre begangenen Gewalttaten, verurteilt, und unterstützt weitere Bemühungen, damit gleiche 

Rechte und Chancen für Männer und Frauen gewährleistet werden. Die Befähigung zur 

Selbstbestimmung von Frauen und Mädchen, einschließlich der Beendung von 

Eheschließungen im Kindesalter, ist ein wesentlicher Bestandteil inklusiver Entwicklung. Die 

EU ermutigt Pakistan darüber hinaus, einen nationalen Aktionsplan für die Umsetzung der 

Resolution 1325 des VN-Sicherheitsrates zu Frauen, Frieden und Sicherheit zu erstellen und 

anzunehmen. 

5. Mit ihren Entwicklungsprogrammen will die EU Pakistan weiterhin bei der Verwirklichung 

der Ziele für nachhaltige Entwicklung unterstützen. Sie ruft Pakistan in diesem 

Zusammenhang auf, die Registrierung für die Entwicklungs-/Durchführungspartner, 

insbesondere die internationalen Nichtregierungsorganisationen, und die Visumerteilung für 

sie zu erleichtern. 

6. Die EU unterstützt die Rolle demokratischer Institutionen und der Zivilgesellschaft. Sie hält 

Pakistan dazu an, den Empfehlungen mehrerer EU-Wahlbeobachtungsmissionen zu folgen 

und den Wahlprozess rechtzeitig vor den nächsten, für 2018 geplanten Wahlen weiter zu 

verbessern. 

7. Die EU lehnt die Todesstrafe in allen Fällen entschieden ab und hat immer wieder zu ihrer 

generellen Abschaffung aufgerufen. Sie ist daher nach wie vor tief besorgt über den Beschluss 

Pakistans, das Moratorium für Hinrichtungen aufzuheben, über die Durchführung von 

Hinrichtungen in alarmierender Zahl sowie über die gemeldeten Mängel bei 

Gerichtsverfahren. Die EU ruft Pakistan nachdrücklich auf, das Moratorium als ersten Schritt 

zur Abschaffung der Todesstrafe wieder in Kraft zu setzen. Der Rat fordert Pakistan auf, 

seinen internationalen Verpflichtungen gemäß Menschenrechtsverträgen uneingeschränkt 

nachzukommen, einschließlich dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 

Rechte, dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes und dem Übereinkommen gegen 

Folter. 
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8. Die EU würdigt die beträchtlichen Anstrengungen der Regierung Pakistans und die Opfer, die 

Pakistan bei der Bekämpfung des Terrorismus gebracht hat. Sie bekräftigt, dass sie 

entschlossen ist, an einem umfassenden Konzept zur Bekämpfung des Terrorismus unter 

Einhaltung der Menschenrechte mitzuarbeiten, und gewaltbereiten Extremismus, der nach wie 

vor eine globale Herausforderung ist, zu verhüten und zu bekämpfen. Die EU hält daher daran 

fest, ihre Zusammenarbeit mit Pakistan bei der Terrorismusbekämpfung auszuweiten und 

operativer zu gestalten. Der Rat sieht in diesem Sinne erneuten Gesprächen zwischen 

Vertretern der EU und Pakistans, bei denen ein Austausch über Krisenbewältigung und 

Verteidigungszusammenarbeit erfolgt, erwartungsvoll entgegen. 

9. Der Rat erinnert an die kollektive Verpflichtung, Frieden, Stabilität und Entwicklung in 

Afghanistan zu fördern, und weist auf die wichtige Rolle hin, die Pakistan dabei spielen kann, 

die politischen, sicherheitspolitischen, wirtschaftlichen und handelsbezogenen Beziehungen, 

die zu Frieden, Stabilität und Wachstum in der Region beitragen können, voranzubringen. Die 

EU ermutigt Pakistan, seine Zusammenarbeit mit der afghanischen Regierung, auch im 

Hinblick auf die Förderung eines Friedensprozesses unter afghanischer Führung und 

Verantwortung, fortzusetzen und zu intensivieren. Sie ruft Pakistan auf, die Zusammenarbeit 

mit Afghanistan zu stärken, um Terrorismus zu bekämpfen und Infrastrukturen des Terrors zu 

zerschlagen. 

10. Die EU würdigt, dass Pakistan schätzungsweise drei Millionen afghanische Flüchtlinge 

aufgenommen hat, und ermutigt Pakistan, weiter Schutz zu bieten; dazu gehören auch 

Registrierungsnachweise. Der EU ist außerdem bewusst, dass es dringend erforderlich ist, 

Pakistan bei der Versorgung dieser Flüchtlinge zu helfen und gegebenenfalls ihre freiwillige 

Rückkehr und die Aufnahmegemeinschaften zu unterstützen. 

11. Der Rat ermutigt außerdem zu einem umfassenden Dialog zwischen Pakistan und Indien und 

unterstützt den weiteren Ausbau regionaler Handelsbeziehungen, die der gesamten Region 

zugutekämen. 

12. Die EU hält weiter an ihrem Dialog mit Pakistan und einer stärkeren strategischen 

Ausrichtung des Dialogs durch die Umsetzung des Maßnahmenplans fest. Je nach den 

Fortschritten, die erzielt werden, nicht zuletzt in den Bereichen Menschenrechte und 

Migration einschließlich Rückübernahme, kann dies 2017 zu einem dritten Gipfeltreffen EU-

Pakistan führen. 
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13. Der Rat ersucht die Hohe Vertreterin und die Europäische Kommission, Konsultationen mit 

Pakistan über einen Rahmen für die Beziehungen nach dem fünfjährigen Maßnahmenplan 

EU-Pakistan einzuleiten und dabei den Menschenrechten, der Stärkung der Demokratie, der 

Rechtsstaatlichkeit und der Regierungsführung sowie Migration einschließlich 

Rückübernahme besondere Priorität einzuräumen. 
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ANLAGE 1 

EU-PAKISTAN 5 YEAR ENGAGEMENT PLAN 

IMPLEMENTATION REPORT 2016 

I. INTRODUCTION 

1. Since its adoption in 2012, the EU-Pakistan 5-Year Engagement Plan has provided the overall 

framework for the European Union (EU)'s engagement with Pakistan, building on the EU-

Pakistan Cooperation Agreement (2004). It is intended to strengthen EU-Pakistan relations by 

intensifying dialogues across priority areas including: political cooperation; security; 

governance, human rights; migration; trade and energy. 

2. In the reporting period, the EU and Pakistan continued to make progress on the priorities of 

the Engagement Plan, notably in the areas of trade, human rights and democracy, which is 

reflected in a high number of dialogues and official visits both held in Brussels and 

Islamabad, the release of the first GSP+ (Generalised Scheme of Preferences Plus) progress 

report and the visit to Pakistan of an EU Election Follow-up Mission (EFM) to the 2013 EU 

Election Observation Mission. 

3. The EU and Member States also maintained a strong engagement in development cooperation 

in the reporting period. The total amount of funding for development activities is 

€887,647,1412 in 2016, almost all of which is allocated to areas covered in the Engagement 

Plan. 

                                                 
2 See table in Annex 2. 
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II. EU-PAKISTAN ENGAGEMENT 

2.1 Strategic and political 

4. Since the adoption in 2012 of the 5-Year Engagement Plan, the EU's relations with Pakistan 

have further strengthened and the EU's visibility has improved, to a large extent connected 

with the granting of GSP+. Regular high level interactions between the EU and Pakistan have 

taken place, including a meeting of the EU-Pakistan Joint Commission and its Sub-Groups on 

Trade, Governance and Human Rights, and Development Cooperation in September 2015, the 

Political Dialogue in June 2016, a number of sectoral dialogues, including on Counter-

Terrorism and Non-Proliferation and Disarmament, as well as meetings of the Joint 

Readmission Committee in June 2015 and February 2016. In addition, a number of high level 

visits took place, including those of the Commissioner for Home Affairs and the EEAS 

Deputy Secretary General for Political Affairs to Pakistan. The HR/VP also had a bilateral 

meeting with the Advisor to the Prime Minster on Foreign Affairs in the margin of the ASEM 

meeting in Luxembourg in November 2015. The EU received high-level visits of the Minister 

of Commerce, the Special Assistant to the Prime Minister for Law, Justice and Human Rights 

and a visit led by the Chairman of the Senate Defence Committee. 

2.2 Security 

 Counter-Terrorism (CT) Dialogue and Cooperation 

5. The fifth EU-Pakistan CT Dialogue took place in Brussels on 20 April 2016 between the 

Additional Secretary for the United Nations and Economic Cooperation of the Ministry of 

Foreign Affair and the EEAS Deputy Secretary General for CSDP (Common Security and 

Defence Policy) and Crisis Response. The EU CT Coordinator also participated. At this 

occasion, both sides agreed to continue their cooperation in this field and a Joint Declaration, 

setting the direction for the cooperation was adopted. Both sides agreed on the urgent need for 

a comprehensive approach to counter terrorism and to step up cooperation to prevent and 

counter violent extremism (CVE), radicalisation and recruitment and the address the root 

causes of these problems. 
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6. On the operational side, the EU continued to support the efforts on rule of law, including CT. 

At federal level, the EU has continued to make the case for a strengthened civilian justice 

system, and an end to the use of military courts to try civilian terrorism cases after the expiry 

of their two year mandate in January 2017. In Khyber Pakhtunkhwa, the programme 

"Citizens' Justice and Peace" started in 2015, aimed at improving policing and justice service 

delivery and relations with the public at community level. In Punjab, actions are ongoing to 

support provincial capacity to deal with terrorism, increase availability of legal services at 

community level and enhance the judicial process. Three new peacebuilding projects were 

contracted under a Call for Proposals launched in March 2015, focusing on peace building 

and CVE. 

 Disarmament and Non-proliferation 

7. The second EU-Pakistan dialogue on Disarmament and Non-Proliferation took place in 

Brussels on 18 April 2016 between the EU Special Envoy for Disarmament and Non-

proliferation and the Additional Secretary for the United Nations and Economic Cooperation 

of the Ministry of Foreign Affairs. A number of issues were discussed, among which 

cooperation in peaceful uses of nuclear energy, the conference on disarmament, conventional 

arms and weapons of mass destruction, the fissile material cut-off treaty and the Amendment 

to the Convention on Physical Protection of Nuclear Material. It is also worth noting that 

Pakistan hosted the Annual meeting of the International Network on for Nuclear Security 

Training and Support Centres in March 2016. 
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 Staff talks 

8. Since the first EU-Pakistan Staff talks in Brussels on 18-19 April 2013 and the visit of the EU 

Chairman Military Committee on 16-18 June 2013, the parties have been discussing how to 

continue this cooperation. Regular contacts between the EU Delegation and the Pakistani 

security establishment have been taking place as well as regular information exchanges 

between the EU Member State' Military Attaches. However, while this dimension of the EU-

Pakistan relationship faces the challenge of identifying clear cooperation deliverables from 

both sides, efforts will continue to expand cooperation, including by holding the second round 

of Staff Talks as soon as possible. 

2.3 Democracy, Governance, Human Rights and Socio-Economic Development 

 Democracy 

9. The EU has a longstanding commitment to democracy in Pakistan and has been invited to 

observe three Parliamentary elections in 2002, 2008 and 2013. The 2013 EU Election 

Observation Mission (EOM) made a number of recommendations for further strengthening 

the electoral framework in Pakistan and the EU has since then consistently advocated for their 

implementation, including in the framework of the recently established parliamentary reform 

committee and underlined its readiness to support the process. Following-up on the 2013 EU 

Election Observation mission, an election follow-mission (EFM) led by former Chief 

Observer Michael Gahler visited Pakistan in February 2016 and produced a report with 

recommendations about the status of the electoral reform process and the state of play of 

previous EOM recommendations. The report was handed over to the Government and the 

Election Commission, both welcoming the EU's input and support to the process. The EU 

delegation, supported by the EU Member States’ missions in Pakistan, will continue to 

encourage the Pakistani side to implement EOM recommendations and needed reform to 

promote a more inclusive, credible and transparent election process well in time before the 

next elections in 2018. 
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10. In parallel, the EU is providing technical support for electoral reform and strengthening 

parliamentary institutions. Election assistance has covered the demand side (domestic election 

observation, work on electoral reform and advocacy with parliamentarians, politicians and the 

media) and the supply side (support to the Election Commission of Pakistan and capacity 

development and technical assistance to the Parliament). This has enabled the EU to position 

itself strategically as a committed donor. The on-going EU supported programme with the 

Parliament concentrates on improving strategic planning, transparency and access, enhancing 

performance of selected committees and promoting cross party collaboration. 

 Governance 

11. The EU continued to provide assistance via the Public Financial Management Support 

Programme for Pakistan (PFM-SPP) to the Government of Sindh and the Federal 

Government. The programme supports Public Financial Management (PFM) reform strategies 

and action plans, budgeting reforms, macroeconomic forecasts and other selected PFM areas. 

It uses the latest findings of Public Expenditure and Financial Accountability assessments for 

the Federal Government and the Government of Sindh. In Sindh, the programme is led by the 

provincial Government and EU support is aligned with World Bank assistance. At Federal 

level PFM reforms are being developed by the Federal Government with EU assistance. At 

the same time, DFID is supporting PFM reforms in the provinces of KP and Punjab. This 

Programme should be extended mid-2016 to also cover PFM technical assistance in 

Balochistan, as a component of the Annual Action Plan 2015 for the Balochistan Rural 

Development Programme. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=111514&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:10998/16;Nr:10998;Year:16&comp=10998%7C2016%7C


 

 

10998/16   lh/dp 11 
ANLAGE 1 DGC 1  DE 
 

 Human Rights 

12. The EU has continued to engage with the Pakistani authorities and civil society on human 

rights. Issues such as freedom of religion or belief, protection of vulnerable minorities and 

abuse of blasphemy laws are discussed through the regular human rights dialogue with 

Pakistan. The EU has also continued to express its strong concern over the worrying situation 

regarding the application of death penalty, reiterating its principal opposition thereto and has 

repeatedly urged Pakistan to reinstate a moratorium on executions in place until 2014, with 

the ultimate aim of abolishing capital punishment. 

13. The granting of GSP+ has provided the EU with increased leverage to engage with the 

Pakistani Government in the field of human rights, including the impact of commitments 

under GSP+ on electoral reform. In January 2016 the first GSP+ progress report was 

published, highlighting areas where some progress had been made as well as a number of 

human rights concerns. The EU has in its dialogue with Pakistan continued to stress the need 

for Pakistan to demonstrate progress in effectively implementing its commitments under the 

Conventions listed in the GSP Regulation. Reported breaches of the international obligations 

when it comes to the application of the death penalty have been followed closely by the EU. 

14. The EU supports several ongoing human rights initiatives via its European Instrument on 

Democracy and Human Rights (EIDHR). The EU also provided three new grants under 

EIDHR in 2015, two concerning women's empowerment and participation in public life and 

one on freedom of religion and interfaith harmony. Ongoing grants under EIDHR included 

actions related to violence against women and children and freedom of religion or belief. 

Another worldwide call of proposals will take place in 2016 and a national call in 2017. 
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 Socio-Economic Development 

15. The EU Bilateral Development Cooperation for the period 2014-2020, with a total amount of 

653 M€, has Education and Human Resource Development, Rural Development and Good 

governance and Human Rights as focal sectors. Programmes in these areas are also helping to 

address some of the root causes of irregular migration. 

16. The current ongoing support to education in Pakistan focusing on primary and secondary 

education is being provided to Sindh, Balochistan and KP provinces. The on-going 

programme in KP will not be extended after the completion of the activities in 2017. Focus 

will be given to support for education in Sindh and Balochistan. In Sindh, support continues 

using country systems through budget support. In Balochistan, cooperation has been agreed to 

start and a Financing Agreement was signed in November 2015. 

17. The EU is also currently supporting two Technical and Vocational Education and Training 

(TVET) programmes in Pakistan aiming at developing related national policies, improving 

governance, building capacity of relevant stakeholders and providing relevant training 

programmes in rural areas. Both programmes will end in 2016. Together with the co-donors 

Netherlands, Germany and Norway, the EU has agreed to further roll out of the recently 

developed TVET policy, to support its adaptation and implementation at provincial level, and, 

in the future, to enhance the linkages of TVET provision – employment- private sector 

engagement and economic growth. 

18. The EU provides support for community driven local development and technical assistance to 

Provincial and District level authorities, thereby strengthening the new local government 

system, as well as grants to the local NGOs in Khyber Pakhtunkhwa, Sindh and Balochistan. 

Within its rural development activities, the EU also funded a project aimed at refugee affected 

and hosting areas (RAHA) in Khyber-Pakhtunkhwa and Balochistan, implemented by UNDP. 

Implementation of this project ended in 2015. Through a regional envelope, the EU has also 

prepared a similar project, co-financed together with Germany, to take place in FATA to 

facilitate the return of the Internally Displaced Persons after the military operations. 
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19. Within the rural development sector, one of the three specific objectives is to improve rural 

livelihoods by promoting economic growth and employment opportunities through SME 

development and investment in renewable energy. Within this context a new initiative 

supporting Pakistan Rural Employment and Business Opportunities Programme is currently in 

the identification phase. The EU is also funding a nutrition programme in Sindh. 

2.4 Trade and Investment 

20. Trade between the EU and Pakistan increased by 10% in 2015. The largest increase has been 

in Pakistan's exports to the EU, primarily in the areas of textiles, leather and agriculture. This 

can largely be attributed to the improved market access through GSP+. EU's exports to 

Pakistan have also increased although at a more modest level. In general, there is considered 

to be a potential for increased EU investments in Pakistan, but this is made difficult by real 

and perceived security challenges, power shortages and a difficult regulatory and business 

environment. The EU has continued its dialogue with Pakistan on economic and trade related 

issues, including through annual meetings of the trade subgroup of the Joint Commission. In 

this context, efforts are made to address long-standing trade irritants, such as an import ban on 

certain bovine products from the EU, discriminatory sales tax, export taxes as well as sanitary 

and phytosanitary and pharma issues. The EU's programme for trade related technical 

assistance came to an end in 2016, but the EU will examine how it may support this area in 

the future. In the reporting period, the EU has also funded a new programme focused on the 

International labour and environmental standards, which is expected to positively contribute 

to the GSP+ implementation in Pakistan. 
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2.5 Energy 

21. The energy crisis remains highly acute in Pakistan, as illustrated by the still long hours of 

‘load-shedding’ (more or less planned power cuts) and a general shortage of gas essential for 

industrial production. Given the critical importance of this issue and the increasing 

engagement of the EU and Member States in this field, an EU expert mission visited Pakistan 

towards the end of 2015, to assess the scope for closer cooperation between the EU and 

Pakistan on energy related issues. It is planned to hold an Energy meeting in 2016 in Brussels 

to discuss how such cooperation may be taken forward. This will offer an opportunity to 

discuss the Government's policy on energy reform, regional energy projects, how to address 

obstacles to private investment of European companies, enhance coordination of funding for 

energy related projects and provide technical assistance on the running of an efficient and 

clean energy market. Discussions related to climate change are also envisaged in the 

framework of the meeting. 

22. Under the blending instrument (Asia Investment Facility) the EU is co-financing two projects 

to promote and facilitate hydropower in Pakistan. The first in Punjab, Mangla Hydropower 

Training Institute and the second in FATA, the Warsak Hydropower Plant Rehabilitation, 

together with France and Germany, to improve operational practices by enhancing the 

operation and maintenance capacity of Water and Power Development Authority (WAPDA). 

Following the signing last year of a European Investment Bank €100 million credit for a 

hydro-electric project in Khyber-Pakhtunkhwa co-funded with Germany, further investments 

in Pakistan in the field of wind and hydro-electricity could be expected. 
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2.6 Sectoral cooperation 

 Migration 

23. Following the entry into force of the EU Readmission Agreement (EURA) with Pakistan on 1 

December 2010, a number of Member States have continued to experience delays in the 

processing of applications and the issuance of Pakistani travel documents to the returnees 

which hamper the possibility to return persons, including those for whom the readmission had 

been accepted. Following a visit of Commissioner Avramopoulos in November 2015 and the 

holding of a fifth meeting of the Joint Readmission Committee (JRC) in February 2016, there 

was agreement on operational conclusions and efforts have been stepped up in order to 

resume readmission, including through FRONTEX return flights. However, despite 

concessions made by the EU in the application of the provisions of the EURA, serious 

difficulties still persist and more efforts are required on the side of Pakistan to ensure full and 

effective implementation of the Agreement. In this regard, the EU will keep monitoring the 

implementation of the Agreement by Pakistan and will keep raising outstanding issues with 

the Pakistani Authorities, seeking the latter's full engagement into implementing the 

Agreement. The next JRC, planned for July 2016, will need to take stock of progress and 

discuss ways to ensure this. At the same time, efforts will continue to develop a migration 

dialogue and to assist the Pakistani authorities on migration management, including in the 

context of regional cooperation under the Silk Route Project. In this framework, two Migrant 

Resource Centres (MRCs) were recently established in Islamabad and Lahore, and a broader 

information campaign, in particular on the risks and consequences of irregular migration is 

expected to be launched in 2016. EU is ready to support reintegration of the returnees into 

Pakistani society through the preparation of a new programme. 
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 Science and Technology 

24. The EU Delegation has concluded a partnership with the Pakistan Science Foundation (PSF) 

to promote the HORIZON 2020 Programme in Pakistan. Two promotional seminars were 

organized in Karachi (University of Karachi) and in the Ministry of Science and Technology 

in Islamabad to promote Horizon 2020. Further seminars in Lahore, Peshawar and Quetta are 

foreseen. 

 Higher education 

25. The Erasmus+ Programme consists of credit mobility (3-12 month scholarships), degree 

mobility (MA and PhD degrees) and capacity building. In 2015 the number of scholarships 

awarded to Pakistani students and staff was 103 (compared to 241 in 2014). There were no 

applications for the capacity building component from Pakistan in 2015. The Delegation is 

currently planning to enhance its promotion activities on Erasmus+. The focus this year will 

be on institutions, to increase the number of applications for capacity building and credit 

mobility action. 

 Humanitarian assistance 

26. The humanitarian aid of the EU is programmed on a yearly basis and the ECHO’s total 

humanitarian assistance to Pakistan since 2007 amounts to a total of 537.5 Million Euro. For 

the period 2012-2015, €188.8 million have been spent in Pakistan. The 

principal beneficiaries are populations affected by natural disasters or suffering from 

under nutrition, Internally Displaced People and Afghan Refugees. Programmes are 

implemented by UN organisations, INGOs and the Red Cross / Red Crescent family 

movement. The most vulnerable population are targeted in a principled manner through 

health, nutrition, WASH, protection, education in emergencies, shelter and food interventions. 

For 2016, the DG ECHO has committed €22 million for humanitarian programmes. One of 

the main challenges remains the lack of humanitarian space in all of the conflict affected areas 

that affects significantly international NGOs as well as UN implementing partners. At present, 

only 24 out of 130 international NGOs have received an MoU that allows them formally to 

operate in Pakistan. 
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III. CONCLUSIONS AND WAY FORWARD 

27. Thanks to the 5-Year Engagement Plan, the scope of EU-Pakistan relations has expanded and 

matured. 

28. The GSP+ is an EU policy instrument, with both trade and development objectives, to support 

and inspire countries such as Pakistan to pursue a rights-based and sustainable development 

path. The GSP+ monitoring mechanism will continue to follow progress in Pakistan in the 

effective implementation of Pakistan's commitments under the Conventions listed in the GSP 

Regulation. The new Human Rights Action Plan in Pakistan should facilitate a more 

structured dialogue with the EU. 

29. The EU has been a staunch supporter of democracy and consolidation of Rule of Law in 

Pakistan and more needs to be done for electoral reforms well in time before the next 

elections in 2018. This would contribute to increase the confidence of the citizens in the 

system and ensure compliance with international obligations. 

30. Migration has become a key priority for the EU in its overall relations with Pakistan and the 

EU will continue to be closely engaging with Pakistan to improve the effective 

implementation of the EURA. High level engagement, particularly on migration, will 

continue to be important in achieving our objectives. 

31. Dialogues and visits will continue in 2016 and 2017. In addition discussions on the 

replacement of the EU-Pakistan 5-year Engagement Plan once this expires in 2017 are being 

initiated. 
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